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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
ANTONIO LA PERGOLA 

vom 16. Dezember 1997 

1. In der vorliegenden Rechtssache beantragt 
die Kommission, festzustellen, daß die Fran­
zösische Republik gegen ihre Verpflichtun­
gen aus dem EG-Vertrag und aus der Richt­
linie 93/89/EWG des Rates vom 25. Oktober 
1993 über die Besteuerung bestimmter Kraft­
fahrzeuge zur Güterbeförderung sowie die 
Erhebung von Maut- und Benutzungsgebüh­
ren für bestimmte Verkehrswege durch die 
Mitgliedstaaten 1 verstoßen hat, indem sie die 
für die Umsetzung dieser Richtlinie erforder­
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
nicht erlassen hat. 

2. Durch die Richtlinie, deren Nichtum-
setzung beanstandet wird, soll eine schritt­
weise Angleichung der nationalen Rechtsvor­
schriften über die Besteuerung des 
Güterkraftverkehrs verwirklicht werden, um 
die Wettbewerbsverzerrungen zwischen den 
Güterkraftverkehrsunternehmen in der 
Gemeinschaft zu beseitigen. Gemäß Arti­
kel 13 Absatz 1 der Richtlinie endete die 
Frist zur Umsetzung der Richtlinie am 1. 
Januar 1995. 

3. Mit Urteil vom 5. Juli 19952 hat der 
Gerichtshof die genannte Richtlinie für nich­
tig erklärt, dabei jedoch deren Wirkungen 
aufrechterhalten, bis der Rat eine neue Richt­
linie in diesem Bereich erlassen hat. 

4. Die französische Regierung bestreitet die 
Vertragsverletzung nicht. Sie beschränkt sich 
darauf, festzustellen, daß die Verspätung bei 
der Umsetzung auf schwerwiegende sozial­
wirtschaftliche Probleme auf dem Sektor 
des Güterkraftverkehrs zurückzuführen sei. 
Insbesondere hätte die Umsetzung der 
Richtlinie zu einer Kostenerhöhung für die 
Güterkraftverkehrsunternehmen geführt und 
dadurch eine bestehende starke soziale Span­
nung verschärft sowie eine Dienstleistung in 
Gefahr gebracht, die für das Funktionieren 
der nationalen Wirtschaft unerläßlich sei. 
Aufgrund der Besonderheiten des französi­
schen Marktes habe die NichtUmsetzung der 
Richtlinie außerdem keine Wettbewerbsver­
zerrungen hervorgerufen. Die französische 
Regierung hat jedoch ihren Willen zum Aus­
druck gebracht, die Richtlinie so schnell wie 
möglich umzusetzen. 

* Originalsprache: Italienisch. 
1 — ABl. L 279, S. 32. 2 — Rechtssache C-21/94 (Parlament/Rat, Slg. 1995, 1-1827). 
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5. Die Argumente der französischen Regie­
rung gehen meiner Auffassung nach jedoch 
weniger dahin, dem Vorbringen der Kom­
mission entgegenzutreten, als die Gründe für 
die NichtUmsetzung darzulegen. In j eden-

Fall sind die von dem beklagten Mitglied­
staat vorausgesehenen Schwierigkeiten nach 
ständiger Rechtsprechung keine Rechtferti­
gung für eine Vertragsverletzung 3. 

6. Ich schlage dem Gerichtshof demgemäß vor, der Klage stat tzugeben und der 
Französischen Republ ik die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

3 — Vgl. neben vielen anderen das Urteil vom 7. Dezember 1995 
in der Rechtssache C-52/95 (Kommission/Frankreich, Slg. 
1995, I-4443). 
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